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sammengeschlossen hatte. Seit 1500 gab es die drei Ritter¬
schaften zu Schwaben, Franken und am Rhein. Sie vereinigten
sich 1577 zu einem Eesamtbunde, der sich bis 1806 erhalten hat.
Reichsstandschaft hat die Reichsritterschaft nicht erlangt; ihre
unmittelbare Stellung kam darin zum Ausdruck, daß ihr die
Reichsgesetze unmittelbar mitgeteilt wurden.

Der Eesamtbund zerfiel in drei Kreise, diese wieder in
Kantone. An der Spitze jedes Kantons stand ein Ritterhaupt¬
mann mit einigen Ritterräten und einem Kantonausschuß, zu¬
sammen das Kantonsdirektorium. Die Reichsritterschaft war
frei von Reichs- und Kreissteuern. Sie hatte das Recht, gewisse
innere Angelegenheiten (z. B. Besteuerung) selbst zu regeln.

V. Untergang des alten unö /lllfrichtung
öen neuen Deutschen Reiches.

Im Frieden zu Lüneville (1801) hatte ein bedeutendes
deutsches Gebiet an Frankreich abgetreten werden müssen. Die
davon betroffenen Reichsstände wurden für den Verlust durch die
im Reichsdeputationshauptschluß ausgesprochene Säkularisation
(Umwandlung in weltliches Gebiet) der geistlichen Gebiete ent¬
schädigt (mit Ausnahme von Kurmainz). 41 Reichsstädte wurden
mediatisiert. Von den Reichsrittern wurden die meisten im Jahre
1806 der bayerischen und der württembergischen Landeshoheit
unterworfen.

Am 1. August 1806 sagten sich 16 im Rheinbund vereinte
Fürsten von ihrer bisherigen Verbindung mit dem Deutschen
Reiche los. Darauf legte Kaiser Franz II. am 6. August 1806
die deutsche Kaiserkrone und -würde — letztere nunmehr ein
inhaltsloser Titel — nieder: das „Heilige Römische Reich Deut¬
scher Nation" hörte auf zu sein.

Der Versuch Preußens, dem Rheinbund einen norddeutschen
Bund entgegenzustellen, scheiterte durch den unglücklichen Aus¬
gang des Krieges von 1806/07. Mit Ausnahme Preußens und
Österreichs traten jetzt alle noch übrigen deutschen Staaten dem
Rheinbund bei. Die nicht aufgenommenen Fürsten, Grafen und
Herren wurden mediatisiert, ebenso die freien Reichsstädte Augs¬
burg und Nürnberg.

Kraft der ihnen von Napoleon zuerkannten Hoheitsrechte
nahmen die Rheinbundfürsten in ihren Landen jetzt durch¬
greifende Reformen vor. Die landständischen Rechte wurden auf-


